
Dadurch, daß es das Bezirksgericht unterlassen hat, 
ein Ergänzungsblutgruppengutachten einzuholen, hat es 
gegen die Bestimmung des § 56 Abs. 3 FGB verstoßen, 
nach der es alle für die Feststellung der Vaterschaft 
notwendigen Maßnahmen zu treffen hatte.
Das Oberste Gericht hat' wiederholt in seinen Ent­
scheidungen und nicht zuletzt in der Richtlinie Nr. 23 
zur Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft vom
22. März 1967 (NJ 1967 S. 237) die Gerichte nachdrück­
lich auf die Verpflichtung hingewiesen, der gesellschaft­
lichen Bedeutung des Eltern-Kind-Verhältnisses ent­
sprechend die Sachaufklärung in Vaterschaftsfeststel­
lungsverfahren mit größtmöglicher Sorgfalt vorzuneh­
men. Es hat auf die Ausschöpfung der Möglichkeiten 
orientiert, die sich durch die Beiziehung naturwissen­
schaftlicher Gutachten ergeben. Diese Orientierung ist 
nicht zuletzt in Fällen zu befolgen, in denen die Aus­
übung des Geschlechtsverkehrs der Parteien während 
der gesetzlichen Empfängniszeit strittig ist und die Er­
gebnisse bereits erhobener Beweise (hier die Beizie­
hung eines Tragezeitgutachtens) die Vaterschaft des 
verklagten Mannes nur wenig wahrscheinlich erschei­
nen lassen.
Das Bezirksgericht wird in der erneuten Verhandlung 
die fehlende Ergänzung auch unter Beachtung weiterer 
gesicherter neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse* zum 
bereits beigezogenen Gutachten noch zu veranlassen 
haben.
Würde der Verklagte unter Zugrundelegung des ergän­
zenden Blutgruppengutachtens als Erzeuger des Kindes 
nicht auszuschließen sein, müßte geprüft werden, ob die 
Voraussetzungen für die Beiziehung eines erbbiologi­
schen Gutachtens vorliegen. Dies wäre der Fall, wenn 
das Gutachten biostatistische Angaben enthält, die für 
eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit der Vaterschaft 
des Verklagten sprechen (vgl. Ziff. 16 der OG-Richtlinie 
Nr. 23), zumal bereits das beigezogene Tragezeitgutach­
ten seine Vaterschaft nur wenig wahrscheinlich er­
scheinen läßt.
* Vgl. dazu P r o k o p / R a d a m  in NJ 1969 S. 371 f., die über 
die Einführung eines neuen Systems — das PGMi-System 
(Phosphoglukomutase) — in die serologische Vatersdhaftsbe- 
gutachtung berichten.
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§ 34 FGB.
Die Aufteilung einer ehelichen Wohnung nach Schei­
dung auf beide geschiedene Ehegatten trägt Ausnahme- > 
Charakter. Voraussetzung dafür ist einmal, daß ge­
eignete räumliche Verhältnisse gegeben sind, die es er­
möglichen, daß beide geschiedene Ehegatten unabhängig 
voneinander in getrennten Wohnbereichen ihr Leben 
gestalten können. Zum anderen kann eine Aufteilung 
der Ehewohnung nur dann in Frage kommen, wenn zu 
erwarten ist, daß daraus keine neuen Konflikte zwi­
schen den geschiedenen Ehegatten entstehen oder die 
früheren Konflikte nicht fortgeführt werden.

OG. Urt. vom 24, Juli 1969 - 1 ZzF 15/69.

Nachdem das Kreisgericht die Ehe der Parteien ge­
schieden und das Erziehungsrecht für die beiden Kin­
der der Klägerin übertragen hatte, hat es mit einem 
weiteren Teilurteil der Klägerin auch das Nutzungs­
recht an der Ehewohnung zugesprochen und den Ver­
klagten zur Räumung verurteilt. Den weiteren Antrag 
der Klägerin, ihr das Alleineigentum am Grundstück 
zuzusprechen, hat es abgewiesen. Dieser Entscheidung 
liegt folgender Sachverhalt zugrunde:
Die Parteien bewohnen ein Eigenheim, dessen Eigen­
tümer sie je zur Hälfte sind. Seit Februar 1968 benutzen 
sie dieses auf Grund einer vor der Schiedskommission 
getroffenen Vereinbarung in der Weise, daß die Kläge­

rin mit den beiden Kindern die Räume im Erdgeschoß 
und der Verklagte zwei Räume in der ersten Etage be­
wohnt. Die Nebengelässe (Bad, Waschhaus und Keller) 
benutzen beide Parteien gemeinsam.
Das Kreisgerichi - hat ausgeführt, die Ehewohnung sei 
der Klägerin deshalb zugesprochen worden, weil sie 
mit den beiden Kindern diese besser auslaste als der 
Verklagte. Es liege vor allem im Interesse der Kin­
der, ihre gewohnte Umgebung nicht aufgeben zu müs­
sen. Dem Antrag des Verklagten, es bei der vor der 
Schiedskommission getroffenen Regelung der Wohn­
verhältnisse zu belassen, könne nicht gefolgt werden, 
weil die beiderseitige Unbeherrschtheit der Parteien 
und die bereits aufgetretenen Vorfälle keine Gewähr 
für ein reibungsloses Zusammenleben bieten würden. 
Beim weiteren Zusammenleben der Parteien in dem 
Haus, in dem jetzt auch noch die Freundin des Verklag­
ten wohne, könnten ernsthafte Zwischenfälle, von de­
nen die Kinder mitbetroffen würden, nicht ausgeschlos­
sen werden.
Auf die zum Nutzungsrecht an der Ehewohnung einge­
legte Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung des Kreisgerichts dahin geändert, daß 
es das Nutzungsrecht an zwei Zimmern, Küche und An­
bau im Erdgeschoß der Klägerin und an zwei Zimmern 
in der ersten Etage dem Verklagten übertragen hat. In 
den Gründen hat es ausgeführt, es müsse davon aus­
gegangen werden, daß eine wirksame Einigung im 
Sinne des § 34 FGB über die Nutzung der Ehewohnung 
nach Scheidung zwischen den Parteien nicht zustande 
gekommen sei. Durch die Aufteilung der Räume in zwei 
relativ selbständige Wohnbereiche sei eine im wesent­
lichen unabhängige Nutzung der Wohnung möglich. Die 
Aufteilung der Ehewohnung trage zwar Ausnahme­
charakter, im vorliegenden Falle sei aber eine gegensei­
tige Störung nicht zu befürchten, weil die Berührungs­
punkte sehr beschränkt seien. Die Teilung der Wohnung 
habe den Vorteil, daß nunmehr jede Partei ihren aus 
dem Miteigentum erwachsenden Verpflichtungen zur 
Erhaltung des Grundstücks und sonstiger notwendiger 
Arbeiten ohne erschwerende Umstände nachkommen 
könne. Zur Begründung seiner Entscheidung hat sich 
der Berufungssenat außerdem auf eine von der Abtei­
lung Wohnungswirtschaft beim Rat des Stadtbezirks 
erteilte Auskunft gestützt. Nach dieser wird der Wohn- 
raum für beide Parteien als ausreichend angesehen 
und die unabhängige Nutzung der Wohnbereiche für 
möglich gehalten. Die Auskunft stellt weiter in Aus­
sicht, daß die Klägerin noch das in der ersten Etage 
gelegene und zur Zeit vom Mieter O. bewohnte Zim­
mer zugeteilt erhält, wenn dieser auszieht.
Gegen die Entscheidung des Bezirksgerichts richtet sich 
der vom Präsidenten des Obersten Gerichts gestellte 
Kassationsantrag, der Erfolg hatte.

Aus dem G r ü n d e n :
Dem Bezirksgericht ist darin zuzustimmen, daß die ge­
gebene Sachlage zunächst die Prüfung erforderte, ob 
zwischen den Parteien eine verbindliche Einigung über 
die künftige Nutzung der Ehewohnung erfolgt ist. Ihm 
ist auch in der Auffassung zu folgen, daß bei Vorliegen 
einer entsprechenden Vereinbarung die Parteien an 
diese gebunden wären, wenn sie den Grundsätzen des 
FGB entspricht. In einem solchen Falle wäre kein 
Raum für eine gerichtliche Entscheidung. Da über die 
Geltungsdauer der am 14. Februar 1968 vor der Schieds­
kommission getroffenen Abmachung die Parteien unter­
schiedliche Auffassungen hatten und auch nach entspre­
chender Beweiserhebung die Frage nicht eindeutig ge­
klärt werden konnte, hat der Berufungssenat die zu­
treffende Schlußfolgerung gezogen, daß eine Einigung 
über die Nutzung der Ehewohnung nach Ehescheidung 
zwischen den Parteien nicht vorliegt.
Bedenken bestehen auch nicht zu den grundsätzlichen 
Erwägungen des Bezirksgerichts über die Aufteilung 
einer ehelichen Wohnung auf beide geschiedene Ehe­
gatten. Es entspricht zwar dem Wesen der Lösung einer
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